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betr. Ziele und Aufgaben der Wohnungspolitik 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat mit Schreiben vom 17. April 1975 
-WII3-R07-4 - namens der Bundesregierung 
die Große Anfrage wie folgt beantwortet: 

1. Wohnungswirtschaft und Wohnungspolitik be- 
finden sich derzeit in einer Situation, in der es 
besonders schwierig ist, auf der Basis bisheriger 
Erfahrungswerte die künftige Entwicklung zuver- 
lässig vorauszusdiätzen und exakte Zielvorstel- 
lungen zu entwickeln. Alle Aussagen über die 
Entwicklung des Wohnungsmarktes, die künftige 
Ausgestaltung der Wohnungspolitik und die 
Höhe des voraussichtlichen Bedarfs an Sozial- 
wohnungen sind mit erheblichen Unsicherheiten 
behaftet. 


Der unvermeidbare Anpassungsprozeß an die 
längerfristigen Gegebenheiten des Wohnungs- 
marktes wurde durch die nach der außenwirt- 
schaftlichen Absicherung im Frühjahr 1973 for- 
cierten stabilitätspolitischen Bemühungen von 
Bundesregierung und Bundesbank beschleunigt. 


Insbesondere die mit der restriktiven Geld- und 
Kreditpolitik einhergehenden kräftigen Zins- 
steigerungen führten zu einem starken Rückgang 
der inflatorisch aufgeblähten Nachfrage nach 
Vermögensanlagen in Form von Wohnungs- 
eigentum. Im sozialen Wohnungsbau konnten die 
Auswirkungen auf das Wohnungsbauvolumen 
durch zusätzliche öffentliche Mittel gemildert 
werden, wenngleich in Teilen des Sozialwoh- 
nungsbestandes die Mieten stärker anzogen. 

Unsicherheit besteht nicht nur hinsichtlich der 
Frage, inwieweit die im Verlaufe des Wohnungs- 
baubooms entstandenen und noch nicht abge- 
bauten strukturellen Verwerfungen die künftige 
Entwicklung des Wohnungsmarktes belasten. Zu- 
sätzliche erhebliche Unsicherheitsmomente resul- 
tieren aus den auf mittlere Sicht nur schwer ab- 
zusehenden gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lungstendenzen, wie Wachstum, Preis- und Zins- 
niveau, Einkommen des privaten Sektors u. ä., 
die die künftige Wohnungsbaunachfrage mitbe- 
stimmen. 

Die grundlegenden Änderungen in der gesamt- 
wirtschaftlichen Situation und der parallele struk- 
turelle Anpassungsprozeß in der Wohnungswirt- 
schaft haben die 1973 eingeleiteten Arbeiten für 
ein Gesamtkonzept zur Neuorientierung der 
Wohnungspolitik nicht nur erschwert, sondern 
auch verzögert. Dies gilt nicht nur für die quan- 
titativen Aussagen über das künftig notwendige 
Volumen des sozialen Wohnungsbaus, sondern 
auch für die finanzpolitischen Fragen und für die 
Abstimmung mit den Ländern. Dennoch konnte 
die in der Großen Anfrage angesprochene Förde- 
rung der Altbaumodernisierung mit präzisierten 
Zielsetzungen in städtebaulichen Schwerpunkten 
in Angriff genommen werden. 


2. Die Lage im Wohnungssektor hat sich in den ver- 
gangenen beiden Jahren grundlegend gewandelt. 

Bis in das Jahr 1973 hinein hatten allgemeine 
inflationäre Erwartungen und die Befürchtung 
weiter steigender Baupreise die Nachfrage in 
einem Umfang stimuliert, der bei realistischer 
Einschätzung nicht von Dauer sein konnte; mit Ge- ; 
nehmigungsziffern bis 770 000 Wohnungen (1972) 3 

und Fertigstellungsziffern bis 710000 Wohnungen 
(1973) wurden die Vorausschätzungen des mittel- 
fristigen Wohnungsbedarfs weit überschritten. I 
Zwar kam es einerseits zu einer deutlichen Ver- 
besserung in der durchschnittlichen Wohnungs- 
versorgung der Bevölkerung, doch erwiesen sich 
andererseits zahlreiche Wohnungen als derzeit 
nicht verkäuflich bzw. vermietbar. 
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4. Eine Auswertung vorliegender Daten zeigt unter 
anderem, daß vor allem Familien mit Kindern in 
Großstädten nach wie vor häufig in zu kleinen 
Wohnungen leben. Aus dem Umfang der flächen- 
mäßigen Unterversorgung zu einem bestimmten 
Zeitpunkt kann jedoch nicht unmittelbar auf 
einen Sozialwohnungsbedarf geschlossen wer- 
den, da in gewissem Umfang auch durch den 
Neubau an Eigenheimen, Eigentumswohnungen 
und freifinanzierten Mietwohnungen direkt oder 
indirekt Nachholbedarf abgebaut wird. Die For- 
mulierung mittelfristiger Bedarfszahlen für den 
sozialen Wohnungsbau setzt also eine Vorher- 
sage über die Wohnungsproduktion in anderen 
Bereichen und die mittelbaren Wohnungsversor- 
gungseffekte dieses Teils des Wohnungsneubaus 
voraus. Deshalb ist der Bundesbauminister um 
eine Intensivierung der bisher kaum praktizier- 
ten regionalen Wohnungsmarktforschung be- 
müht. Darüber hinaus muß besonders auf die Er- 
fahrungen und auf die konstruktive Mitarbeit 
der Wohnungsressorts der Länder zurückgegrif- 
fen werden, die sich ihrerseits bei ihren Informa- 
tionen auf Berichte der Kommunen, der Bewilli- 
gungsstellen oder der Bauträger stützen können. 

5. Eine Verstärkung der finanziellen Leistungen des 
Bundes für den sozialen Wohnungsbau liegt 
gegenwärtig außerhalb der finanzwirtschaft- 
lichen Möglichkeiten. Sie würde auch dem wider- 
sprechen, was die Fraktion der CDU/CSU auf 
dem Gebiet der Finanzpolitik ständig fordert. 

Ein erster Entwurf für ein neues Gesamtkonzept 
der Wohnungspolitik ist den Wohnungsressorts 
der Länder im Mai 1974 übersandt worden. 

Die für das Wohnungswesen zuständigen Mini- 
ster des Bundes und der Länder haben sich in der 
Ministerkonferenz am 28. November 1974 darauf 
geeinigt, unter Federführung des Bundesbau- 
ministeriums eine Arbeitsgruppe zur Ausarbei- 
tung von Lösungsvorschlägen für offene Fragen 
zu bilden. Diese Arbeitsgruppe hat inzwischen 
ihre Beratungen aufgenommen. Die in der 
Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU an- 
gesprochenen Fragen sind durchweg bereits in 
den vom Bundesbauminister für die Abstimmung 
mit den Ländern erstellten Arbeitspapieren be- 
handelt worden. Insofern enthält die Große An- 
frage keine neuen Aspekte. 


Im einzelnen beantwortet die Bundesregierung die 
Fragen wie folgt: 

1. Wieviel Wohnungen müssen nach Auffassung 
der Bundesregierung in den nächsten Jahren 
jährlich gebaut werden, wieviel davon im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus - ge- 
trennt nach dem 1. und 2. Förderungsweg 
um den vorhandenen Wohnungsbedarf abzu- 
decken? In welchen Gebieten besteht noch ein 
akuter Wohnungsmangel? 

2. Auf welche Grundlagen stützt die Bundesregie- 
rung ihre bisherige Annahme, daß ein mittel- 


fristiger jährlicher Neubaubedarf von ca. 
450 000 bis 500 000 Wohnungen noch besteht? 
Hat die Bundesregierung zum Zwecke der Fest- 
stellung des vorhandenen Wohnungsmangels 
Wohnungsbedarfsanalysen durchgeführt? Wenn 
ja, in welchen Gebieten, nach welchen Ermitt- 
lungsmethoden und mit welchen Ergebnissen? 
Wenn nein, beabsichtigt die Bundesregierung, 
derartige Bedarfsanalysen durchzuführen, in 
welchem Umfange und in welcher Weise? 

3. Wie hoch beziffert die Bundesregierung den 
jährlichen Bedarf an Neubauwohnungen, der 
durch Abbruch oder Überalterung der Woh- 
nungen erforderlich wird? Wie hoch wird der 
zusätzliche Bedarf pro Jahr an Wohnungen 
geschätzt, der durch Familienneugründungen 
entsteht? Wie groß schätzt die Bundesregie- 
rung den derzeitigen Bestand an bewohnten 
Nissenhütten, Baracken und Behelfsheimen? 

Zusammenwirken von marktwirtschaftlicher 
und wohnungspolitisch gesteuerter 
Wohnungsversorgung 

Das Ausmaß der Wohnungsbautätigkeit wird im 
marktwirtschaftlichen System nicht von zentralen 
Planungen, sondern von zahllosen Einzelentschei- 
dungen privater Haushalte und Wirtschaftsunter- 
nehmen bestimmt. Lediglich für den sozialen Woh- 
nungsbau, der unter den heutigen Bedingungen den 
kleineren Teil des Wohnungsbaus ausmacht, sind 
von den Ländern Wohnungsbauprogramme aufzu- 
stellen, die für das Gebiet der Bundesrepublik zu 
einem Gesamtprogramm zusammengefaßt werden. 
Während die Wohnungsbautätigkeit außerhalb des 
sozialen Wohnungsbaus vom Streben nach Woh- 
nungseigentum und von steigenden Wohnansprü- 
chen bis hin zur Ferienwohnung getragen wird, zielt 
der soziale Wohnungsbau auf die Deckung des Be- 
darfs bestimmter Personengruppen, die am Markt 
benachteiligt sind oder durch eigene Anstrengungen 
keine ausreichende Wohnung mieten oder erwerben 
konnten. 

Bei dem inzwischen erreichten Stand der quantita- 
tiven Wohnungsversorgung geht es in der Woh- 
nungspolitik also nicht mehr um den Bau möglichst 
vieler Wohnungen zur Verringerung einer allge- 
meinen Wohnungsnot, sondern um den Abbau nicht 
vertretbarer Disparitäten in der Wohnungsversor- 
gung. Wohnungspolitisch relevant ist damit in erster 
Linie die Frage nach dem notwendigen Volumen 
und der genaueren Zweckbestimmung des sozialen 
Wohnungsbaus. Die Antwort auf diese Frage hängt 
allerdings auch davon ab, welche direkten und in- 
direkten Wohnungsversorgungseffekte aus der wei- 
teren Entwicklung des freifinanzierten Wohnungs- 
baus und aus der Modernisierung des Wohnungs- 
bestandes zu erwarten sind. 

Notwendiges Volumen des sozialen Wohnungsbaus 

Quantitative Zielvorstellungen für den sozialen 
Wohnungsbau sind bisher vor dem Hintergrund 
eines erheblichen Wohnungsmangels für breite 
Schichten formuliert worden. Die Nachfrage nach 
neuen Sozialwohnungen war stets wesentlich größer 
als das durch das Volumen der Förderungsmittel 
begrenzte Angebot. Angesichts der besseren durch- 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksache 7/3523 


schnittlichen Wohnungsversorgung stellt sich heute 
auch vom Bedarf her verstärkt die Aufgabe einer 
Ermittlung des notwendigen Volumens des sozialen 
Wohnungsbaus. Diese Aufgabe kann nur gemeinsam 
von den Wohnungsressorts des Bundes und der 
Länder unter Verwertung des bei den Gemeinden 
verfügbaren Datenmaterials gelöst werden. Die er- 
wähnte gemeinsame Arbeitsgruppe von Bund und 
Ländern wird - soweit das in der gegenwärtigen 
Situation möglich ist - auch zu diesem Fragenkom- 
plex Aussagen erarbeiten. 

Künftiger Baubedarf im Wohnungsbau insgesamt 

Neben der wohnungspolitisch wichtigen Frage nach 
dem künftigen Volumen des sozialen Wohnungs- 
baus steht die namentlich für die Bau- und Woh- 
nungswirtschaft wichtige Frage, auf welche mittlere 
Linie der Wohnungsbau insgesamt unter Berück- 
sichtigung aller direkten und indirekten Förderungs- 
maßnahmen im Schnitt der nächsten fünf bis zehn 
Jahre einschwenken wird. Nachdem über Jahre hin- 
weg die Wohnungsbautätigkeit deutlich über dem 
längerfristigen Bedarfstrend gelegen hat und 
schließlich die akute Nachfrage überstieg, bewegte 
sich die Wohnungsbaunachfrage im 2. Halbjahr 1974 
auf einer unteren Auffanglinie. Dabei hat sich erneut 
der Bau von Ein- und Zweifamilienhäusern, vor- 
wiegend zur Eigennutzung, als stabiler Sockel der 
Wohnungsbaunachfrage erwiesen. 

Längerfristig dürfte sich der Wohnungsbau auf eine 
mittlere Jahresproduktion von etwa 400 000 bis 
450 000 Wohnungen einspielen. Diese Annahme 
stellt eine Durchschnittsgröße dar. 

Wohnungsbedarfsprognosen ~ 
Wohnungsmarktforschung 

Die globalen und regionalisierten Wohnungs- 
bedarfsprognosen, die im Auftrag der Bundesregie- 
rung von Forschungsinstituten aufgestellt wurden 
bzw. werden, beruhen auf wohnungspolitischen Ziel- 
setzungen. Sie können keine Vorhersage über das 
insgesamt zu erwartende Verhalten der Investoren 
liefern, sondern stellen eine Transformation woh- 
nungspolitischer Zielsetzungen in jährliche Produk- 
tionsziffern dar, soweit es darum geht, einen poli- 
tisch normativ festgestellten Nachholbedarf im Pro- 
gnosezeitraum abzubauen bzw. für bisher unterver- 
sorgte Haushalte bestimmte Normen der Wohnungs- 
versorgung zu erfüllen. 

Daneben gehen in solche Prognosen u. a. ein: 

— eine Vorausschätzung der Zahl und der Zusam- 
mensetzung der Haushalte, 

— Annahmen über die Erhöhung der sog. Haus- 
haltsvorstandsquoten, die das allgemeine Woh- 
nungsversorgungsniveau kennzeichnen, 

— Annahmen über die zu erwartenden Wohnungs- 
abgangsraten und den Zuwachs an Ferien- und 
Zweitwohnungen. 

Besondere Schwierigkeiten bereitet hierbei vor 
allem die Prognose des zum Ausgleich der Woh- 
nungsabgänge erforderlichen Wohnungsbaubedarfs 


(Wohnungsersatzbedarf). Aus Vergleichen verschie- 
dener Wohnungszählungen und Wohnungsstichpro- 
ben lassen sich Schätzungen der Wohnungsabgänge 
vornehmen, die zu einer Größenordnung bis zu 
jährlich 200 000 Wohneinheiten kommen. Inwieweit 
diese Ergebnisse auf die Zukunft übertragen wer- 
den können, läßt sich jedoch nicht mit hinreichen- 
der Sicherheit Vorhersagen. 

Dem Institut für Siedlungs- und Wohnungswesen 
der Universität Münster wurde im August 1972 
vom Bundesbauminister der Auftrag erteilt, unter 
Verwertung der Ergebnisse der Gebäude- und Woh- 
nungszählung 1968 und neuerer Bevölkerungsvor- 
ausschätzungen eine nach den 38 Gebietseinheiten 
des Bundesraumordnungsprogramms regionalisierte 
Wohnungsbedarfsprognose bis zum Jahre 1985 zu 
erarbeiten. Die erste im August 1974 vorgelegte 
Fassung dieses Gutachtens ist aufgrund der Ände- 
rung einzelner Prognoseansätze noch mehrmals 
überarbeitet worden. Nach revidierten Berechnun- 
gen ergibt sich bisher ein nach verschiedenen nor- 
mativen Ansätzen gestaffelter jährlicher Baubedarf 
zwischen 400 000 und 470 000 Wohnungen. Das Gut- 
achten wird nach Überarbeitung des Textteiles ver- 
öffentlicht werden. 

Der Bundesbauminister ist über diesen Forschungs- 
auftrag hinaus bemüht, der regionalen Wohnungs- 
marktforschung stärkere Impulse zu geben. Die 
Finanzierung regionaler Wohnungsmarktprognosen 
muß indessen grundsätzlich Sache der unmittelbar 
interessierten Stellen (z, B. örtliche Unternehmen 
der Wohnungs- und Kreditwirtschaft, Kommunen, 
Länder) bleiben. Eine finanzielle Beteiligung des 
Bundes an solchen Prognosen kann nur in einzelnen 
Fällen vor allem zur Förderung des Ausbaues des 
methodischen Instrumentariums in Betracht kommen. 

Bestand an Unterkünften 

Anhaltspunkte für die Größe des Bestandes an 
Unterkünften, wie Behelfsheime, Baracken, Bunker, 
Nissenhütten, hat zuletzt die Wohnungsstichprobe 
1972 geliefert. Nach den hochgerechneten Ergeb- 
nissen dieser Stichprobe gab es im April 1972 rd. 
72 000 bewohnte Unterkünfte, in denen 135 000 
Wohnparteien mit insgesamt 278 000 Personen leb- 
ten. In der Gebäude- und Wohnungszählung 1968 
waren noch rd. 105 000 bewohnte Unterkünfte mit 
153 000 Wohnparteien bzw. 427 000 Personen gezählt 
worden. Es ist davon auszugehen, daß sich die Zahl 
der Unterkünfte seit dem Zeitpunkt der Wohnungs- 
stichprobe 1972 weiter verringert hat. Zu diesem 
Ergebnis hat das Programm des Bundes zur Beseiti- 
gung von Unterkünften und Nissenhütten nicht 
unwesentlich beigetragen. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
zeitige Wohnungsversorgung einkommens- 
schwacher Bevölkerungskreise, insbesondere 

a) älterer Menschen, 

b) kinderreicher Familien, 

c) Schwerbehinderter, 
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d) alleinstehender Personen und 

e) junger Ehepaare? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
künftig der soziale Wohnungsbau in erster 
Linie der Versorgung dieser Bevölkerungs- 
gruppen mit preisgünstigeren und qualitativ 
angemessenen Wohnungen dienen sollte? Wie 
hoch schätzt die Bundesregierung den gegen- 
wärtigen und den künftigen Wohnungsbedarf 
für ausländische Arbeitnehmer und deren 
Familien? 

Die Wohnungspolitik hat sich, wie aus den ver- 
schiedenen Fassungen des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes zu ersehen ist, im Laufe der letzten 20 
Jahre immer mehr auf die Berücksichtigung der 
Wohnbedürfnisse besonderer Personengruppen ein- 
gestellt. Dabei konnte der Gesichtspunkt der Be- 
hebung von Wohnungsnotständen der von Krieg 
und Vertreibung betroffenen Bevölkerungsgruppen 
immer mehr in den Hintergrund treten. Dafür sind 
die alten Menschen, die kinderreichen Familien, die 
jungen Ehepaare, die Schwerbehinderten und die 
alleinstehenden Frauen (mit und ohne Kinder) stär- 
ker ins Blickfeld der Wohnungspolitik getreten. 

Wie Zeitvergleiche von Wohnungszählungen und 
Wohnungsstichproben zeigen, hat sich zwar der 
Stand der Wohnungsversorgung insgesamt wesent- 
lich verbessert; nach wie vor bestehen aber erheb- 
liche Disparitäten in der Wohnungsversorgung be- 
stimmter Bevölkerungsgruppen. Auch die bisher vor- 
liegenden Vorabergebnisse der Wohnungsstich- 
probe 1972 - mit der Veröffentlichung der end- 
gültigen, detaillierten Ergebnisse kann für die 
nächsten Monate gerechnet werden - lassen erken- 
nen, daß 

— ältere Menschen in überdurchschnittlichem Um- 
fang in schlecht ausgestatteten alten Wohnungen 
leben, 

— kinderreiche Familien besonders in Großstädten 
zum großen Teil - an heutigen Maßstäben einer 
familiengerechten Wohnungsversorgung gemes- 
sen - zu eng wohnen 

und 

— alleinstehende Personen mit Kindern auch in der 
Wohnungsversorgung gegenüber den vollstän- 
digen Familien benachteiligt sind. 

Junge Ehepaare, die voll im Berufsleben stehen, 
kommen dagegen im allgemeinen schneller zu einer 
zunächst angemessenen Wohnung. Bei ihnen er- 
geben sich in der Regel erst mit dem Familien- 
zuwachs größere Wohnungsprobleme. 

Die Schwerbehinderten, die spezielle Wohnbedürf- 
nisse haben, stellen eine relativ kleine, aber beson- 
ders hilfsbedürftige Zielgruppe der Wohnungspoli- 
tik dar. 

über die Notwendigkeit einer Konzentration der 
direkten wohnungspolitischen Förderungsmaßnah- 
men auf die Wohnbedürfnisse der genannten Per- 
sonengruppen gibt es weder zwischen Bund und 
Ländern noch zwischen den im Bundestag vertrete- 
nen Parteien Meinungsverschiedenheiten. Dies hat 
sich auch bei der Beratung des z. Z. dem Bundestag 


vorliegenden Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
zur Förderung von Wohnungseigentum und Wohn- 
besitz im sozialen Wohnungsbau (Drucksachen 7/577 
und 7/3314) gezeigt. Darin ist u. a. vorgesehen, die 
Versorgung dieser erwähnten Personengruppen im 
Zweiten Wohnungsbaugesetz ausdrücklich als 
Schwerpunkte für die öffentliche Förderung des so- 
zialen Wohnungsbaus zu bestimmen. 

Die Bundesregierung hat ihre Förderungsmaßnah- 
men bereits seit Jahren auf diese Schwerpunkte 
ausgerichtet. Die für die sogenannte Intensivförde- 
rung bisher jährlich bereitgestellten 250 Mill. DM 
sind 1975 auf 290 Mill. DM aufgestockt worden. 
Dazu kommen weitere 143 Mill. DM aus Rückfluß- 
mitteln. 

Auch in der Beurteilung des gegenwärtigen und 
künftigen Wohnungsbedarfs ausländischer Arbeit- 
nehmer und ihrer Familien besteht weitgehende 
Übereinstimmung. Aus Erhebungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit ergibt sich eindeutig ein schlech- 
terer Stand der Wohnungsversorgung der ausländi- 
schen Arbeitnehmer. Latente Vorurteile in der Be- 
völkerung, sprachliche Schwierigkeiten oder auch 
andere Verbrauchsgewohnheiten und -Präferenzen 
können hier im Einzelfall als Ursache mit dem Fehl- 
verhalten einzelner Hauseigentümer Zusammen- 
treffen. Die Wohnungsprobleme der ausländischen 
Arbeitnehmer und ihrer Familien lassen sich, wie 
die Erfahrung zeigt, am besten durch das Zusam- 
menwirken von Arbeitgebern und öffentlichen Stel- 
I len (der Kommunen und der Arbeitsverwaltungj 
I befriedigend lösen. Dabei ist im allgemeinen einer 
j Unterbringung im älteren Wohnungsbestand der 
I Vorzug vor der Zuteilung von zwangsläufig teuren 
I Neubauwohnungen zu geben. 

; In vielen Fällen wird sich eine sozialpolitisch ge- 
zielte Verbesserung der Wohnungsversorgung über 
die Altbaumodernisierung erreichen lassen. Dement- 
sprechend zielt das gemeinsame Modernisierungs- 
Programm des Bundes und der Länder speziell auf 
solche Wohnquartiere, durch deren Erhaltung und 
Modernisierung gleichzeitig die Lebensverhältnisse 
hilfsbedürftiger Personengruppen verbessert werden 
können. 


5. Geht die Bundesregierung davon aus, daß die 
Konzentration der Wohnungsbauförderung auf 
die vorgenannten Bevölkerungsgruppen und 
die notwendige Erhöhung der Einzelförde- 
rung zu einem wesentlichen Rückgang des ge- 
förderten Wohnungsbauvolumens führt, oder 
beabsichtigt sie, das gesamte Förderungs- 
volumen zu halten? 

Die Konzentration der Wohnungsbauförderung auf 
die genannten Bevölkerungsgruppen und die vor 
allem wegen des Anstiegs der Kapitalmarktzinsen 
notwendig gewordene Erhöhung der Förderungs- 
mittel je Wohnung haben bereits dazu geführt, daß 
die günstigen Förderungsergebnisse im sozialen 
Wohnungsbau der Jahre 1971 und 1972 nicht mehr 
erreichbar sind. Im vergangenen Jahr konnten je- 
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doch immerhin mit Hilfe der zusätzlichen Zinsver- 
billigung durch den Bund und auf Grund zusätz- 
licher Anstrengungen der Länder mehr als 150 000 
Wohnungen im sozialen Wohnungsbau gefördert 
werden. Für das laufende Jahr ist von der Geldpoli- 
tik eine Entlastung eingetreten. 


6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
dem sozialen Wohnungsbau neben der Versor- 
gung besonders hilfsbedürftiger Personengrup- 
pen auch weiterhin große Bedeutung bei der 
Erfüllung raumordnerischer, strukturpolitischer 
und städtebaulicher Aufgaben zukommt? Wel- 
che konkreten Folgerungen für den sozialen 
Wohnungsbau zieht die Bundesregierung aus 
den Erfordernissen der Raumordnung und 
Strukturpolitik? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß dem 
sozialen Wohnungsbau neben der Versorgung beson- 
ders hilfsbedürftiger Personengruppen bei der Ver- 
wirklichung raumordnerischer, strukturpolitischer und 
städtebaulicher Zielsetzungen zunehmende Bedeu- 
tung zukommt, Sie ist weiterhin der Auffassung, daß 
Maßnahmen der Wohnungsbauförderung in Über- 
einstimmung mit den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung im Interesse einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung möglichst gezielt ein- 
gesetzt werden müssen. Im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit hat sie entsprechende Richtlinien für den Einsatz 
von Bundesmitteln zur Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaus vom 20. Dezember 1972 (BBaubl. 1973, 
S. 78 f.) nach § 19 Abs. 3 des 11. WoBauG erlassen. 
In ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Frak- 
tion der CDU/CSU betr. Raumordnung (Drucksache 
7/2044) hat die Bundesregierung erklärt, daß das 
Modernisierungsprogramm, das Regionalprogramm 
des sozialen Wohnungsbaus und die übrigen För- 
derungsmaßnahmen des sozialen Wohnungsbaus als 
Steuerungsinstrument der Raumordnung insoweit 
Bedeutung haben, als es sich um den Ausgleich 
erheblicher Disparitäten in der Wohnungsversor- 
gung der Bevölkerung zwischen Gebietseinheiten 
handelt. Die Richtlinie für das Regionalprogramm 
des sozialen Wohnungsbaus und die Richtlinien für 
das Modernisierungsprogramm 1975 tragen dem be- 
reits Rechnung; sie werden an die entsprechenden 
Aussagen des Bundesraumordnungsprogramms an- 
gepaßt werden, sobald dieses Programm endgültig 
verabschiedet ist. 

Im übrigen wird künftig dem Einsatz von Mitteln 
zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus im Zu- 
sarnmenhang mit Sanierungs- und Entwicklungs- 
inaßnahmen nach dem Städtebauförderungsgesetz 
erhöhte Bedeutung zukommen. Dementsprechend 
sind den Ländern bei der Verteilung der Biindes- 
raittel für das Wohnungsbauprogramm 1975 über 
die Verpflichtung des Bundes nach § 18 Abs. 2 
Satz 1 des II. WoBauG hinaus 20 Mio. DM zusätz- 
lich zugeteilt worden. Da mit den üblichen Förde- 
rungssätzen sozialer Wohnungsbau in Stadterneue- 
rungsgebieten in der Regel nicht möglich ist, sollen 
diese Mittel zur Abdeckung standortbedingter Mehr- 


kosten bei der Schaffung von Wohnraum im Rahmen 
des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaus 
in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten und 
städtebaulichen Entwicklungsbereichen als Spitzen- 
und Zusatzfinanzierungsmittel eingesetzt werden. 


7. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl 
der leerstehenden Wohnungen; wie groß ist 
die Anzahl der leerstehenden Sozialwoh- 
nungen? 

Die für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen 
zuständigen Minister (Senatoren) der Länder sind 
mit Rundschreiben vom 11. Oktober 1974 gebeten 
worden, bei den Städten und Landkreisen Erhebun- 
gen über die Größe, Zusammensetzung und regio- 
nale Verteilung des Bestandes an leerstehenden 
Neubauwohnungen durchzuführen. 

Die Qualität der eingegangenen Angaben ist je 
nach der Intensität der Ermittlungen in den einzel- 
nen Städten und Landkreisen recht unterschiedlich. 
Das Land Nordrhein-Westfaien hat aufgrund der 
bei einer früheren Erhebung gemachten Erfahrun- 
gen überhaupt von einer entsprechenden neuen Um- 
frage abgesehen. Mit diesen Vorbehalten lassen 
sich aus den eingegangenen Berichten (s. Anlage) 
folgende Schlußfolgerungen ziehen: 

1. Die Zahl der leerstehenden Neubauwohnungen 
ist sicher niedriger, als in tendenziösen Meldun- 
gen unterstellt worden ist. 

2. Die leerstehenden Neubauwohnungen des frei- 
finanzierten Wohnungsbaues liegen zu einem 
erheblichen Teil in den Landkreisen im Umland 
von Verdichtungsräumen, in denen Investoren 
fälschlicherweise mit einer unbegrenzten Nach- 
frage nach entsprechenden Wohnungen gerech- 
net haben. 

3. Die Zahl der leerstehenden Sozialwohnungen ist 
gering. Die Gründe des Leerstehens liegen hier 
zum Teil in zu hohen Verkaufspreisen und 
falscher Standortwahl, z. T. auch im Zusammen- 
treffen der Fertigstellungen mehrerer großer 
Baumaßnahinen verschiedener Bauträger. 

Rechnet man die vorliegenden Teilergebnisse der 
Erhebung auf das Bundesgebiet hoch, so ergibt sich 
für den Herbst 1974 ein festgestellter Leerbestand 
von 80 000 bis 90 000 Wohnungen. Für eine Gesamt- 
schätzung ist in Rechnung zu stellen: 

— Die Quote der nicht erfaßten Leerbestände dürfte 
zumindest in einigen Ländern erheblich sein. 

— Bis zum Jahresende ist der Leerbestand weiter 
angewachsen. 

Daraus ergibt sich zum Jahresende 1974 eine Grö- 
ßenordnung von wahrscheinlich 200 000 leerstehen- 
den Neubauwohnungen, überwiegend Eigentums- 
wohnungen. 


8. Ist die Bundesregierung weiter der Ansicht, 
daß es sich bei den Wohniingshalden über- 
wiegend um Spekulationsobjekte handelt, ins- 
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besondere angesichts der Tatsache, daß auch 
eine Vielzahl gemeinnütziger Wohnungsunter- 
nehmen einen Bestand an leerstehenden Woh- 
nungen hat, der eine normale Fluktuations- 
reserve weit übersteigt? Wie erklärt sich die 
Bundesregierung das Leerstehen von Sozial- 
wohnungen? Teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß der Umfang der leerstehenden 
Wohnungen inzwischen Ausmaße erreicht hat, 
die zu einer nachhaltigen Schädigung der Funk- 
tionsfähigkeit der Wohnungswirtschaft und 
~ durch drohende Ausfälle bei der Fremdfinan- 
zierung - auch der Kreditwirtschaft führen und 
sich dadurch lähmend auf die Bereitschaft zu 
neuen Investitionen für den Wohnungsbau 
auswirken? 

Wie der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jah- 
resgutachten 1974 (Ziffer 234) zutreffend feststellt, 
wurde der Wohnungsbauboom der letzten Jahre am 
meisten von Investoren getragen, die Wohnungen 
auf Vorrat herstellten und darauf setzten, daß eine 
Vielzahl von Käufern aus einem starken Sachwert- 
streben in diese Wohnungen drängen würde. Dem 
ist hinzuzufügen, daß in den Jahren des Wohnungs- 
baubooms auch die Zahl der für den freien Woh- 
nungs- und Immobilienmarkt produzierenden Unter- 
nehmen stark zugenommen hat. Dabei haben zwei- 
fellos spekulative Überlegungen eine nicht geringe 
Rolle gespielt. 

Die erst nach der außenwirtschaftlichen Absiche- 
rung im Frühjahr 1973 mögliche Verstärkung der 
stabilitätspolitischen Maßnahmen hat die den frei- 
finanzierten Wohnungsbau aufblähenden Inflations- 
erwartungen gebrochen. Bei weiterhin hohen Woh- 
nungsfertigstellungen ging die Nachfrage nach frei- 
finanzierten Wohnungen, auch unter dem Einfluß 
der gestiegenen Hypothekenzinsen, stark zurück. 
Die Bestände an leerstehenden Neubauwohnungen 
haben bei zahlreichen wohnungswirtschaftlichen 
Unternehmen zu schweren Belastungen der Liquidi- 
täts- und Ertragslage geführt. Je stärker sich das 
einzelne Unternehmen in den Jahren des Woh- 
nungsbaubooms vorgewagt hat, um so schwerwie- 
gender sind in der Regel die aus dem Wandel der 
Marktlage und den veränderten Finanzierungs- 
bedingungen erwachsenen Schwierigkeiten. Von den 
Schwierigkeiten dieser Wohnungsunternehmen sind 
auch die Kreditinstitute mit betroffen, die, mitunter 
zu bereitwillig, die Expansion des freifinanzierten 
Wohnungsbaus finanziell mitgetragen haben. 

Es kann jedoch gegenwärtig nicht generell von 
einer nachhaltigen Schädigung der Funktionsfähig- 
keit der Wohnungswirtschaft gesprochen werden. 
Die Existenz der sog. Wohnungshalden wird aller- 
dings sicher noch geraume Zeit die Bereitschaft der 
unternehmerischen Wohnungswirtschaft zu neuen 
Wohnungsbauinvestitionen mindern. Indessen 
schafft das „Gesetz über Investitionszuschüsse für 
Mietwohnungen, Genossenschaftswohnungen und 
Wohnheime im sozialen Wohnungsbau“ und das 
„Gesetz zur Förderung von Investitionen und Be- 
schäftigung“ neue Anreize. 


9. Sieht die Bundesregierung heute Möglich- 
keiten, leerstehende Wohnungen in möglichst 
großem Umfang in Sozialwohnungen umzu- 
wandeln, weil hierbei geringere Förderungs- 
mittel benötigt werden als beim Neubau von 
Sozialwohnungen? Wenn ja, in welchem Um- 
fang ist von diesen Möglichkeiten bereits Ge- 
brauch gemacht? 

Die Bundesregierung hat bereits vor einem Jahr 
auf eine Kleine Anfrage der CDU/CSU - Druck- 
sache 7/1503 - eingehend zu den Möglichkeiten 
einer nachträglichen Übernahme leerstehender Neu- 
bauwohnungen in den sozialen Wohnungsbau Stel- 
lung genommen und ausgeführt, daß der Erwerb 
leerstehender Eigentumswohnungen namentlich im 
Regionalprogramm des Bundes gefördert werden 
kann. Zur Frage nach der Möglichkeit einer nach- 
träglichen Umwandlung leerstehender Neubauwoh- 
nungen in Mietwohnungen des öffentlich geförder- 
ten sozialen Wohnungsbaues hat die Bundesregie- 
rung darauf hingewiesen, daß die meisten Eigen- 
tümer leerstehender Neubauwohnungen in der Er- 
wartung einer späteren Änderung der Marktlage 
gar nicht bereit sein dürften, die Bindungen des 
sozialen Wohnungsbaues auf sich zu nehmen. Er- 
gäben sich größere Schwierigkeiten bei der Ver- 
mietung und Veräußerung von fertiggestellten 
Wohnungen, so dürften vielfach Verhältnisse vor- 
liegen, die eine öffentliche Förderung praktisch 
ausschließen. 

Auch bei einer nachträglichen Förderung leerstehen- 
der Neubauwohnungen müßten die Wohnungen in 
Qualität, Ausstattung, Grundrißgestaltung, Standort 
und Kostenmietniveau den Anforderungen des so- 
zialen Wohnungsbaues entsprechen. Ob und wie- 
weit im Einzelfall eine nachträgliche Förderung in 
Betracht gezogen werden könne, müsse daher aus 
der näheren Kenntnis der örtlichen Gegebenheiten 
von den Ländern und ihren Behörden entschieden 
werden. 

Die Frage, ob und wieweit eine nachträgliche Förde- 
rung leerstehender Neubauwohnungen mit öffent- 
lichen Mitteln tatsächlich praktiziert werden soll, ist 
zuletzt zwischen den Wohnungsbauministern der 
Länder am 28. November 1974 erörtert worden. Da- 
bei hat sich ergeben, daß insoweit die Auffassungen 
namentlich zwischen den von der CDU/CSU regier- 
ten Ländern auseinandergehen. 

Nähere Angaben darüber, in welchem Umfang die 
Länder bisher von der Möglichkeit einer nachträg- 
lichen Hereinnahme leerstehender Neubauwohnun- 
gen in den sozialen Wohnungsbau Gebrauch ge- 
macht haben, liegen zur Zeit nicht vor. 


10. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Verkauf von leerstehenden Eigentumswohnun- 
gen, die nicht für eine Umwidmung in den so- 
zialen Wohnungsbau in Betracht kommen, 
durch steuerliche Maßnahmen zugunsten von 
Personen zu fördern, die im sogenannten 
Regionalprogramm wohnberechtigt sind und 
zum Eigentumserwerb bereit wären, aber in- 
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folge der überhöhten Kaufpreise dazu nicht in 
der Lage sind, und zwar 

a) durch Erhöhung der nach § 7 b EStG ab- 
schreibungsfähigen Herstellungskosten für 
ein Einfamilienhaus von 150 000 DM auf 
200 000 DM und durch entsprechende Er- 
höhungen für Zweifamilienhäuser und 
Eigentumswohnungen, 

b) durch Erhöhung der Abschreibungssätze, 

c) durch Erweiterung der steuerlichen Ab- 
schreibungsfähigkeit der Schuldzinsen der- 
gestalt, daß diese Zinsen, soweit sie den 
Nutzimgswert der Wohnung übersteigen, 
als Verlust auf andere Einkünfte übertragen 
werden können? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die steuerlichen Förderungsmöglichkeiten da- 
von abhängig gemacht werden sollten, daß die 
Wohnungen zu einem angemessenen und trag- 
baren Preis veräußert werden und den Bau- 
herren ggf. Einbußen ziigemutet werden müs- 
sen, um zu verhindern, daß Fehlspekulationen 
auf die Allgemeinheit abgewälzt werden? 

Wegen der grundgesetzlichen Aufgabenteilung zwi- 
schen Bund und Ländern bei der Wohnungsbau- 
förderung obliegt es zunächst den Bundesländern, 
für ihren Bereich das Problem der zum Verkauf 
errichteten, z. Z. aber nicht verkäuflichen Eigen- 
tumswohnungen zu analysieren und den Gegeben- 
heiten entsprechende angemessene Schritte zu unter- 
nehmen. 

Einige Länder fördern bereits den Kauf solcher Woh- 
nungen durch Bewilligung öffentlicher Mittel an die i 
Erwerber. Insoweit bedarf es keiner ergänzenden 
Hilfen. Kaufinteressenten, die keine öffentlichen 
Mittel erhalten, können neben den Hilfen des 
Steuerrechts Mittel des Regionalprogramms des 
Bundes in Anspruch nehmen. 

Um zur Entlastung des Haldenproblems im Regio- 
nalprogramm einen größeren Förderungseffekt zu 
erreichen, hat die Bundesregierung die Quotierung 
der zweiten Förderungsstufe des Regionalpro- 
gramms (Aufwendungsdarlehen in Höhe von an- 
fänglich monatlich 4 DM je qm Wohnfläche statt der 
sonst üblichen Aufwendungsdarlehen von anfäng- 
lich 2,80 bzw. 3,20 DM/qm/Mt) auf 40 v. H. der für 
das Regionalprogramm insgesamt zur Verfügung 
stehenden Mittel für die Jahresprogramme 1973 und 
1974 aufgehoben, um durch Gewährung der erhöh- 
ten Aufwendungsdarlehen den Verkauf oder die 
Vermietung noch im Bau befindlicher oder bereits 
fertiggestellter leerstehender Kaufeigenheime 
(Kaufeigentumswohnungen) oder Wohnungen zu er- 
möglichen. 

Schließlich sind mit den Artikeln 1 und 5 des Ge- 
setzes zur Förderung von Investitionen und Beschäf- 
tigung vom 23. Dezember 1974 (BGBL I S. 3676) 
gezielte Steuererleichterungen im Rahmen des § 7 b 
des Einkommensteuergesetzes sowie im Rahmen des 
Grunderwerbsteuergesetzes geschaffen worden, die 
geeignet sind, den Besonderheiten des Marktes der 
z. Z, unverkäuflichen Eigentumswohnungen Rech- 
nung zu tragen. 

Im übrigen ist die Wirkung der schon eingeleiteten 
Hilfen abzuwarten. 


Im einzelnen wird zu den Anregungen wie folgt 
Stellung genommen: 

Zu a) 

Eine Erhöhung der nach § 7 b EStG begünstigungs- 
fähigen Herstellungskosten ist nach Auffassung der 
Bundesregierung kein geeignetes Mittel, den Absatz 
unverkäuflicher Eigentumswohnungen zu fördern, 
zumal wenn mit den Fragestellern davon ausge- 
gangen wird, daß die Wohnungen nicht zu einem 
erhöhten Kaufpreis, sondern nur zu angemessenen 
und tragbaren Preisen veräußert werden sollen und 
den Bauherren gegebenenfalls Einbußen zugemutet 
werden müssen. 

Die in Betracht kommenden Höchstbeträge sind auf 
die typischen Baukosten für Ein- und Zweifamilien- 
häuser, nicht jedoch auf aufwendige Objekte, abge- 
stellt. Wenn auch die derzeitigen durchschnittlichen 
Baukosten solcher Gebäude diese Höchstbeträge be- 
reits erreichen, so gilt dies mit Sicherheit nicht zu- 
gleich für die im Durchschnitt niedrigeren Baukosten 
der nicht verkäuflichen Eigentumswohnungen. Eine 
Ausweitung der Höchstbeträge würde insoweit ge- 
rade zu dem führen, was nach der Fragestellung 
vermieden werden soll: 

I Zur Begünstigung einer Abwälzung von Mehr- 
kosten (z. B. Zinsen), die im Zusammenhang mit der 
Unverkäuflichkeit entstanden sind, auf die Er- 
werber. 

Zu b) 

Die vor zehn Jahren im Zusammenhang mit der 
Neuregelung der Gebäudeabsetzungen für Abnut- 
zung vorgenommene Bemessung der Abschreibungs- 
sätze nach § 7 b EStG ist im Flinblick auf die ver- 
gleichbaren Regelungen des § 7 EStG ausgewogen 
und hat sich bewährt. Eine allgemeine Erhöhung 
dieser Sätze kann schon deshalb nicht in Betracht 

I kommen, weil die Beseitigung der allgemeinen de- 
gressiven Abschreibung bei Gebäuden das Gewicht 
der verbliebenen Regelungen des § 7 b EStG noch 
relativ erhöht hat. 

Zu c) 

Die Beschränkung des Schuldzinsenabzugs gemäß 
§ 21 a EStG trägt dem Umstand Rechnung, daß der 
Mietwert eigengenutzter Wohnungen nur mit einem 
entsprechend niedrigen Pauschalsatz (ab 1974 1 v. H. 
von 140 V. H. des Einheitswerts 1964) angesetzt 
wird. Außerhalb des Anwendungsbereichs des § 21 a 
EStG sind bei Ermittlung der Einkünfte für die 
selbstgenutzte Wohnung zwar die Schulden voll 
abzugsfähig, dafür ist aber auch der volle Mietwert 
einer vergleichbaren Wohnung auf der Einnahmen- 
seite zu berücksichtigen. Eine Vermischung beider 
Arten der Einkommensermittlung wäre system- 
widrig und würde zu einer verfassungsrechtlich be- 
denklichen Ungleichmäßigkeit der Besteuerung, ins- 
besondere auch der Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung bei Eigentumswohnungen, führen. 

Alle angesprochenen pauschalen steuerlichen Ver- 
günstigungen wären mit hohen Steuermindereinnah- 
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men verbunden, die in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zur zusätzlich angeregten Nachfrage nach 
leerstehenden Neubauwohnungen stünden. 


11. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Familienheim und die Eigentumswohnung 
die größte Sicherheit für das Wohnen bieten, 
weil das Eigentum an der Wohnung persön- 
liche Unabhängigkeit gewährleistet und auch 
einen gegen Geldentwertung geschützten Sach- 
wert schafft? 

12. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung in Anbetracht der heutigen hohen Kosten 
für Familienheime und Eigentumswohnungen, 
künftig auch minderbemittelten Bevölkerungs- 
schichten den Erwerb dieses Eigentums zu für 
sie tragbaren Preisen zu ermöglichen? Warum 
lehnt die Bundesregierung die Bereitstellung 
von Eigenkapitalhilfen ab, obwohl dies eine 
wesentliche Voraussetzung zur Eigentums- 
bildung für diese Bevölkerungsschichten ist? 

Die Bundesregierung hat wiederholt ihre Auffas- 
sung bekundet, daß der Eigentumsbildung im Rah- 
men der Wohnungsbauförderung vorrangige Bedeu- 
tung zukommt. Der Bau von Eigenheimen und 
Eigentumswohnungen wird namentlich durch die 
Bausparförderung, durch § 7 b EStG und durch 
weitere steuerliche Hilfen (z. B. Grunderwerbsteuer- 
befreiung, Grundsteuervergünstigung) gefördert. 
Die Ausgaben von Bund und Ländern für Woh- 
nungsbauprämien sowie die Steuermindereinnah- 
men durch die steuerliche Begünstigung von Bei- 
trägen an Bausparkassen beliefen sich 1972 insge- 
samt auf 3,3 Mrd. DM, 1973 auf 3,7 Mrd. DM und 
1974 auf rund 4 Mrd. DM (jeweils nach dem Jahr der 
haushaltsmäßigen Auswirkung). Der Einnahmeaus- 
fall der öffentlichen Hand auf Grund des § 7 b EStG 
betrug 1972 bis 1974 jeweils rund 1 Mrd. DM. Die 
Bausparförderung und die steuerlichen Hilfen haben 
zusammen mit der günstigen Entwicklung der Bau- 
preise auf Grund der Stabilitätspolitik wesentlich 
dazu beigetragen, daß der Eigenheimbau im ver- 
gangenen Jahr - am umbauten Raum der genehmig- 
ten Bauten gemessen - mit 18 v. H. einen wesent- 
lich geringeren Rückgang zu verzeichnen hatte als 
der Bau von Mehrfamilienhäusern mit 50 v. H. 

Im sozialen Wohnungsbau ist der Anteil der Eigen- 
tumsmaßnahmen von rund 33 v. H. im Jahre 1972 | 
auf rund 41 v. H. im Jahre 1973 gestiegen; neuere i 
Daten liegen noch nicht vor. Wie eine von der Bau- 
sparkasse Wüstenrot durchgeführtc Repräsentativ- 
erhebung gezeigt hat, ist auch ein erheblicher Teil 
der nur unter Inanspruchnahme von Wchnungsbau- 
pramien und § 7 b EStG gebauten Eigentumswoh- 
nungen - Eigenheime und cigengenutzte Eigentums- 
wohnungen - dem Berechtigtenkreis des sozieden 
Wohnungsbaues zuzurechnen, obwohl für diese 
Wohnungnm keine öffentlichen Mittel in Anspruch 
genommen worden sind. 

Da die Bildung von Einzeleigentum nach wie vor 
von breiten Bevölkerungskreisen, und gerade auch 
von einkommensschw'ächeren Familien, angestrebt 
wird, hat die Bundesregierung bereits im Frühjahr 


1973 mit der Vorlage des Gesetzentwurfes zur 
„Förderung von Wohnungseigentum und Wohn- 
besitz im sozialen Wohnungsbau" eine Änderung 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes u. a. mit dem 
Ziel betrieben, im Rahmen des sozialen Woh- 
nungsbaues die Eigentumsbildung in den bewährten 
Formen des Eigenheims und der Eigentumswoh- 
nung bevorzugt zu fördern. Nach der inzwischen 
vom federführenden Ausschuß des Deutschen Bun- 
destages beschlossenen Neufassung der §§ 1 und 26 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes soll die Förde- 
rung des Wohnungsbaues künftig überwiegend der 
Bildung von Einzeleigentum durch den Bau von 
Familienheimen und Eigentumswohnungen dienen. 
Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß auch die in 
dem Gesetzentwurf vorgesehene neue Wohnungsart 
der „ Wohnbesitzwohnung", die dem Wohnungs- 
inhaber ein schuldrechtliches Dauerwohnrecht ge- 
währt, ein hohes Maß an Sicherheit für das Wohnen 
bietet. Das gleiche gilt jetzt auch für die Mietwoh- 
nungen auf Grund des Kündigungsschutzes nach 
dem am 1. Januar 1975 als Dauerrecht in Kraft ge- 
tretenen Zweiten Wohnraumkündigungsschutz- 
gesetz. 

Der erwähnte Gesetzentwurf sieht in dem Bestreben, 
auch den finanziell weniger leistungsfähigen Bau- 
willigen die Eigentumsbildung zu ermöglichen, Er- 
leichterungen der Finanzierungsmöglichkeiten vor. 
Insbesondere soll die Eigenkapitalbeschaffung durch 
Gewährung öffentlicher Bürgschaften zur Vor- und 
Zwischenfinanzierung der Eigenleistungen erleich- 
tert werden. Die Bereitstellung von besonderen 
Eigenkapitalhilfen - zusätzlich zu den schon be- 
stehenden öffentlichen Förderungshilfen wie Bau- 
darlehen, Aufwendungshilfen und Familienzusatz- 
darlehen - würde einen erhöhten Finanzaufwand 
der öffentlichen Hand erfordern, der weder nach der 
Haushaltslage des Bundes noch der der Länder 
realisierbar ist. 


13. Welche Mieten hält die Bundesregierung im 
sozialen Wohnungsbau für zumutbar, und wel- 
che Steigerungsstufen hält sie auf Grund des 
Abbaus der degressiven Aufwendungsbeihilfen 
für tragbar? 

14. Weldre Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die länderweise sehr unterschiedlichen 
Mietobergrenzen bei der Förderung des so- 
zialen Wohnungsbaus zu vereinheitlichen? 

17. Beabsichtigt die Bundesregierung, auf die 
Länder dahin einzuwirken, daß künftig das 
degressive Förderungssystem eingeschränkt 
und durch stärkere Kapitalsubventionen er- 
setzt wird, um wieder zu Sozialinieten zu ge- 
langen, die für die wirklich förderungsbedürf- 
tigen Teile der Bevölkerung tragbar sind und 
den rapide ansteigenden Ausgaben für das 
Wohngeld entgegenwirken? 

Der Bundosminister für Raumordnung, Bauv.n:s:on 
und Städtebau verhandelt mit den Wohnungs- 
ressorts der Länder über eine Vereinheitlichung der 
Mietobergrenzen und eine Begrenzung der degres- 
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siven Aufwandssubvention bzw. des subveiitions- 
technisch bedingten Mietanstiegs. Die Verhand- 
lungen sind noch nicht abgeschlossen. 


15. Wann und auf welche Weise beabsichtigt die 
Bundesregierung, der vom Deutschen Bundes- 
tag am 7. November 1973 bei der Verabschie- 
dung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Zweiten Wohngeldgesetzes (Drucksache 7/1209) 
gefaßten Entschließung Rechnung zu tragen 
und das Wohngeldrecht der geänderten Ein- 
kommens- und Mietensituation anzupassen; 
wie will die Bundesregierung gleichzeitig da- 
mit die für notwendig gehaltene Verzahnung 
der Wohnungsbauförderung und der Wohn- 
geldgewährung herbeiführen? 

Die Frage wird in dem Mitte des Jahres vorzulegen- 
den Wohngeld- und Mietenbericht beantwortet 
werden. 

Dabei muß insbesondere die Haushaltslage in Bund 
und Ländern gebührend berücksichtigt werden. 


16. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Mietsprünge zu verringern, die sich bei 
den vorhandenen Sozialwohnungen aus den 
degressiv'on Aufwendungsbeihilfen ergeben 
und die in Kürze zu dem völlig untragbaren 
Mietenniveau von acht bis zehn Deutsche Mark 
je Quadratmeter Wohnfläche im Monat führen 
werden? 

Aufgrund der verfassungsmäßigen Zuständigkeiten 
(die Durchführung des öffentlich geförderten so- 
zialen Wohnungsbaues und damit auch seine Finan- 
zierung obliegt den Ländern) und der zwischen den 
Bewilligungsstellen der Länder und den Empfängern 
der öffentlichen Wohnungsbaumittel getroffenen 
Vereinbarungen ist die Bundesregierung nicht in der 
Lage, unmittelbar Maßnahmen zu ergreifen, um 
Mietsprünge zu verringern, die sich bei einem Teil 
der vorhandenen Sozialwohnungen durch ihre 
Finanzierung mit degressiven Aufwendungsbeihilfen 
ergeben. 


18. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die derzeitige Situation in der Bau- und Woh- 
nungswirtschaft einen Vergleich mit der Rezes- 
sion 1966/67 nicht zuläßt? Welche Konsequen- 
zen zieht sie daraus? 

Die Rezession der Jahre 1966/67 führte im Bereich 
der Bauwirtschaft zu besonders ausgeprägten Rück- 
gängen im gewerblichen Bau und im öffentlichen 
Hoch- und Tiefbau. Der Wohnungsbau wurde von 
dem Rückgang der Bautätigkeit dagegen weniger 
stark betroffen. 

Demgegenüber sind die derzeitigen Schwierigkeiten 
der Bauwirtschaft im wesentlichen auf den Rück- 
gang der Wohnungsbautätigkeit zurückzuführen, der 


- gemessen an den geleisteten Arbeitsstunden im 
Bauhauptgewerbe - im Jahr 1973 gegenüber 1972 
7 V. H. und 1974 gegenüber 1973 19 v. H. betrug. 
Die Abschwächung im gewerblichen und industriel- 
len Bau hat erst etwas später begonnen und ist auch 
nicht ganz so stark ausgefallen. Der öffentliche Bau 
hat sich dagegen als eine Stütze für die Bauwirt- 
schaft erwiesen. 

Diese gegenüber der Rezession 1966/67 unterschied- 
liche Entwicklung ist dadurch bedingt, daß inzwi- 
schen eine gewisse Sättigung der Wohnungsnach- 
frage und ein Angebotsüberhang auf bestimmten 
Teilmärkten zu verzeichnen ist. Die Rückgänge im 
gewerblichen Bau sind hauptsächlich Folge der all- 
gemeinen konjunkturellen Entwicklung. 

Die Bundesregierung und die anderen öffentlichen 
Auftraggeber haben rechtzeitig auf eine antizyk- 
lische Vergabepolitik umgeschaltet, wie der relativ 
günstige Verlauf der öffentlichen Bautätigkeit be- 
weist. Der Anteil des öffentlichen Baues an der ge- 
samten Bautätigkeit ist allerdings zu gering, als 
daß dadurch der Rückgang der Nachfrage im Woh- 
nungsbau und im gewerblichen Bau ausgeglichen 
werden könnte. Da im Wohnungsbau auf Dauer mit 
einem niedrigeren Niveau der Bautätigkeit gerech- 
net wird, ist eine Anpassung überhöhter Baukapazi- 
täten an das langfristig erforderliche Niveau nicht 
zu umgehen. 


19. Ist die Bundesregierung weiterhin der An- 
sicht, daß der bisherige Höchststand an Zusam- 
menbrüchen in der Bau- und Wohnungswirt- 
schaft eine normale Anpassung an strukturelle 
Veränderungen darstellt; erwartet die Bundes- 
regierung weitere Insolvenzen in der Bau- und 
Wohnungswirtschaft? 

Die derzeitige Zahl der Insolvenzen von Bauunter- 
nehmen und vor allem von Bauträgergesellschaften 
ist weitgehend eine Folge der Schwierigkeiten beim 
Verkauf und bei der Vermietung der im vorange- 
gangenen Wohnungsbauboom in Angriff genomme- 
nen Bauvorhaben und der inzwischen stark rück- 
läufigen Wohnungsbautätigkeit. Solange diese 
Schwierigkeiten in der Bau- und Wohnungswirt- 
schaft andauern, muß weiterhin mit einer gegenüber 
der normalen Entwicklung erhöhten Zahl von Insol- 
venzen gerechnet werden. 


20. Wie hoch ist die Zahl der Arbeitslosen und der 
abgewanderten Arbeitskräfte aus der Bau- und 
Wohnungswirtschaft? Was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um die Abwanderung 
qualifizierter Arbeitskräfte zu verhindern, die 
voraussichtlich nach einer Normalisierung der 
Verhältnisse wieder dringend benötigt wer- 
den? Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß in Anbetracht der zunehmenden Zahl der 
Arbeitslosen in der Bau- und Wohnungswirt- 
schaft die steigenden Ausgaben für die Arbeits- 
losenunterstützung sinnvoller für produktive 
Maßnahmen eingesetzt werden müßten? Wel- 
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che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
zur Lösung dieses Problems? 

Ende Februar 1975 waren rund 216 000 Angehörige 
der Bauberufe (einschließlich Bau- und Raumaus- 
statter sowie Maler) arbeitslos gemeldet. Die Zu- 
nahme der Arbeitslosenzahl im Zeitraum Dezember 

1973 bis Dezember 1974 betrug rund 63 000. Die Zahl 
der im Bauhauptgewerbe insgesamt Beschäftigten 
belief sich im Dezember 1974 auf rund 1 261 000. Der 
Rückgang der Beschäftigtenzahl im Bauhauptgewer- 
be betrug im Zeitraum Dezember 1973 bis Dezember 

1974 rund 168 000 (11,8 v. H.). 

Die Zahl der aus der Bauwirtschaft in andere Wirt- 
schaftszweige und in Nichterwerbstätigkeit abge- 
wanderten Arbeitskräfte, die der Differenz zwischen 
Beschäftigtenrückgang und Veränderung der Ar- 
beitslosenzahl in einem bestimmten Zeitraum ent- 
spricht, läßt sich nicht exakt bestimmen, da die 
Arbeitslosenzahlen berufs- und nicht branchen- 
bezogen sind. Sie beläuft sich unter diesem Vorbe- 
halt im Zeitraum Dezember 1973 bis Dezember 1974 
auf rund 106 000. Daten über den Rückgang der Zahl 
der in der Bauwirtschaft beschäftigten ausländischen 
Arbeitnehmer liegen derzeit nicht vor. 

Die Abwanderung ist hauptsächlich die Folge der 
rückläufigen Entwicklung im privaten Baubereich. 
Auf längere Sicht ist mit einem Produktionsvolumen 
zu rechnen, das kaum einen größeren Arbeitskräfte- 
bedarf erfordert, zumal auch in Zukunft mit einer 
kontinuierlichen Steigerung der Arbeitsproduktivi- 
tät gerechnet werden kann. 

Die von der Bundesregierung verabschiedeten bei- 
den Sonderprogramme und das Programm zur För- 
derung von Beschäftigung und Wachstum bei Stabi- 
lität vom 12. Dezember 1974 kommen in erheb- 
lichem Maße der Bauwirtschaft zugute. Die Bundes- 
regierung ist bemüht, durch vorgezogene Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge, verstärkte Förderung der 
Altbaumodernisierung und des öffentlich geförder- 
ten Wohnungsbaues zusätzliche Beschäftigungsmög- 
lichkeiten zu sichern. 


21. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Restriktionspolitik und die Zurückhaltung 
der Käufer von Wohneigentum wesentlich zu 
den Rentabilitätsproblemen und Liquiditätspro- 
blemen der Bau- und Wohnungswirtschaft bei- 
tragen und weitere Zusammenbrüche herbei- 
führen werden? 

Die von der Bundesregierung außenwirtschaftlich 
abgesicherte restriktive Grundlinie der Geldpolitik 
der Bundesbank, die inzwischen flexibel an die wirt- 
schaftspolitischon Erfordernisse angepaßt worden 
ist, war unabdingbare Voraussetzung für die Über- 
windung der Inflationsmentalität, die den Boom im 
freifinanzierten Wohnungsbau vorangetrieben hatte. 
Selbstverständlich hat die stabilitätsorientierte 
Geldpolitik die Nachfrage nach Wohnungseigentum 
und damit auch den Angebotsüberhang bei Eigen- 
tumswohnungen mit beeinflußt. Die notwendige 


Korrektur der Inflationserwartungen hat bei den- 
jenigen Unternehmen der Wohnungswirtschaft, die 
aktiv am Wohnungsbauboom beteiligt waren, 
zwangsläufig zu Rentabilitäts- und Liquiditätspro- 
blemen geführt, die im äußersten Fall zum Konkurs 
des Unternehmens führen können. Mit betroffen 
sind dabei Kreditinstitute, die sich allzu bereitwillig 
in risikoreichen Geschäften mit dem Wohnungs- 
eigentum engagiert haben. 

Die Bundesregierung hat im Zuge des Programms 
zur Förderung von Beschäftigung und Wachstum bei 
Stabilität vom 12. Dezember 1974 mit der Ausdeh- 
nung der Steuervergünstigung des § 7 b EStG und 
der Grunderwerbsteuerbefreiung auf bestimmte 
Fälle des Zweiterwerbs von Eigentumswohnungen 
bessere Voraussetzungen für die Abwicklung ge- 
fährdeter Bauträgerkredite geschaffen und damit zu 
einer Entschärfung der Situation beigetragen. Wei- 
tere Unternehmenszusammenbrüche sind jedoch 
nicht auszuschließen. Die Bundesregierung wird je- 
doch die Entwicklung in der Bau- und Wohnungs- 
wirtschaft weiter sorgfältig beobachten. 


22. Wie beurteilt die Bundesregierung die lang- 
fristigen Auswirkungen des Zweiten Wohn- 
raumkündigungsschutzgesetzes auf private In- 
vestitionen in den künftigen Mietwohnungs- 
bau? 

Wie sich der Erlaß des 2. Wohnraumkündigungs- 
schutzgesetzes auf den privaten Mietwohnungsbau 
auswirken wird, läßt sich endgültig erst beurteilen, 
wenn ausreichende Erfahrungen über die Anwen- 
dungspraxis vorliegen. Spekulationen, wonach die 
Verbesserung des Kündigungsschutzes die privaten 
Investitionen im künftigen Mietwohnungsbau beein- 
trächtigt, erscheinen jedoch unbegründet, da nach 
den neuen gesetzlichen Regelungen die Wirtschaft- 
lichkeit des Hausbesitzes wesentlich besser als bis- 
her abgesichert worden ist. Die Möglichkeiten zur 
Erzielung einer angemessenen Miete sind stark er- 
weitert worden. So können ab 1. Januar 1975 Kosten 
für Modernisierungsmaßnahmen und bestimmte 
Kapitalkostenerhöhungen auf die Mieter umgelegl 
werden. Der Gesetzgeber hat darüber hinaus durch 
Erleichterung des Nachweises der Verglcichsmiete 
dafür Sorge getragen, daß Mieterhöhungen in ange- 
messenem Rahmen auch zur Anpassung an die all- 
gemeine Marktentwicklung möglich sind. Es erschei- 
nen daher gegenwärtig Befürchtungen, wonach sich 
der private Mietwohnungsbau durch die Neurege- 
lung zwangsläufig vermindern würde, nicht gerecht- 
fertigt. 

Im übrigen wird die Bundesregierung dem Bundes- 
tag nach Ablauf von vier Jahren seit dem Inkraft- 
treten des 2. Wohnraumkündigungsschutzgesetzes 
über die Auswirkungen dieses Gesetzes berichten. 


23. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei der künftigen Wohnungspolitik der Er- 
haltung und Verbesserung des vorhandenen 
Wohnungsbestandes gleicher Rang wie der 
Neubauförderung einzuräumen ist? 
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Wann gedenkt die Bundesregierung, das von 
ihr bereits vor einiger Zeit angekündigte Mo- 
dernisierungsgesetz einzubringen? Ist die 
Bundesregierung bereit, in diesem Gesetz für 
die Förderung der Modernisierung ein mög- 
lichst einfaches und praktikables Verfahren 
einzuführen im Gegensatz zu den derzeitig 
geltenden Modernisierungsrichtlinien? Teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß alle 
Gruppen von Gebäudeeigentümern in gleicher 
Weise in die Förderung einbezogen werden 
müssen? 

Die Bundesregierung hat bereits wiederholt erklärt, 
daß sie der Erhaltung und Verbesserung des Woh- 
nungsbestandes den gleichen Rang wie dem Neubau 
einräumt. Sie hat deswegen die Mittel zur Förde- 
rung der Modernisierung verstärkt und das Ver- 
fahren zur Vergabe der Mittel effizienter gemacht. 
Die Erhaltung und Modernisierung von Wohnungen 
ist eine Aufgabe, die nur langfristig gelöst werden 
kann. Hierzu erwägt die Bundesregierung ein Ge- 
setz zur Erhaltung und Modernisierung von Woh- 
nungen. 

Der Entwurf soll nur wenige grundsätzliche Ver- 
fahrensvorschriften für die Förderung der Moder- 
nisierung enthalten, weil die Bundesregierung der 
Auffassung ist, daß das Verfahren durch Richtlinie 
geregelt werden sollte; denn Richtlinien können 
kurzfristig den bei der Modernisierung gewonnenen 
Erkenntnissen angepaßt und dadurch praxisnahe 
gestaltet werden. Die vorgesehenen gesetzlichen 
Verfahrensvorschriften skizzieren nur das grund- 
sätzliche Ziel, die Mittel nach wohnungspolitischen, 
städtebaulichen und wirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten sinnvoll einzusetzen und dabei die berechtigten 
Belange der Bewohner und der Eigentümer zu 
wahren. Es besteht nicht die Absicht, Gruppen von 
Eigentümern bei der Förderung zu bevorzugen oder 
zu benachteiligen. 

Erste Auswertungen der Wohnungsstichprobe 1972 


zeigen, daß seit der Wohnungszählung 1968 pro 
Jahr rd. 500 000 Wohnungen durch Modernisierung 
eine erheblich verbesserte Ausstattung erhielten. 
Diese erstaunlich hohe Zahl ist Ausdruck des Stre- 
bens nach besserem Wohnen und einer insgesamt 
hohen Investitionsbereitschaft. Die gegenwärtigen 
und künftigen Förderungsmaßnahmen sollten daher 
grundsätzlich auf die Fälle konzentriert werden, in 
denen ohne staatliche Hilfen aus verschiedenen 
Gründen nicht mit einer angemessenen Modernisie- 
rungstätigkeit gerechnet werden kann. 


24. Bis wann ist die Bundesregierung in der Lage, 
ein Gesamtkonzept zur Wohnungspolitik vor- 
I zulegen, von welchen Grundsätzen und Ziel- 

, Vorstellungen geht sie dabei aus? 

Das Gesamtkonzept kann nicht als ein Maßnahmen- 
bündel verstanden werden, das sich aufgrund einer 
, einmaligen Bestandsaufnahme in einem Zuge in 
, Kraft setzen läßt. Es geht vielmehr darum, verschie- 
, dene Maßnahmen aufeinander abgestimmt in meh- 
reren Stufen zu realisieren. Dazu gehören: 

i — Ausweitung der Modernisierungsförderung auf 
der Basis einer neuen Konzeption, 

— bessere Nutzung des preisgünstigen Sozialwoh- 
nungsbestandes für Zwecke einer sozialen Woh- 
nungsversorgung, 

— Neubestimmung des erforderlichen Förderungs- 
i Volumens und der Zielgruppen im sozialen 

Wohnungsbau, 

— Abstimmung der Mietobergrenzen und Begren- 
zung des subventionsbedingten Mietanstiegs im 
sozialen Wohnungsbau, 

— Verzahnung der Wohngeldförderung mit der 
Objektförderung. 


11 



Drucksache 7/3523 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Feststellungen der Wohnungsressorts der Länder über den Bestand leerstehender 
Neubauwohnungen im Herbst 1974 


insgesamt davon: Sozialwohnungen 

gemeldete freifinanzierte Neubauwohnungen Eigentums- Mietwoh- 



Zahl 

Eigen- 

Eigentums- 

Mietwoh- 

Wohnun- 

nungen 



heim 

wohnun- 

nungen 

gen 





gen 




Baden-Württemberg 

8 300 

— 

6 900 

200 

300 

900 

Bayern (ohne München) 

14 500 

— 

9 900 

3 700 

300 

600 

Berlin 

83 

— 

28 

7 

10 

38 

Bremen 

369 

— 

213 

43 

9 

104 

Hamburg 

3 500 

— 

{ca.70 v.H.) (ca. 30 v.H.) 

— 

— 

Hessen 

12 023 

— 

11 929 

94 


Niedersachsen 

5 587 

72 

4 008 

1 507 

47 

105 

Nordrhein-Westfalen 2) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

3 952 

— 

3 073 

608 

114 

157 

Saarland 

200 


nicht aufgeschlüsselt 


Schleswig-Holstein 

2 932 

— 

2 047 

729 

63 

93 


1) Das Innenministerium des Landes Baden-Württemberg ist der Auffassung, daß Ende 1974 tatsächlich rd. 100 000 
Neubauwohnungen leerstanden. 

2) Das Land Nordrhein-Westfalen hat eine Umfrage bei den Kreisen und Städten aufgrund des geringen Aussage- 
werts früherer Erhebungen dieser Art abgelehnt. 
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